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1. E-Rechnung: Was Unternehmen ab 
1.1.2027 wissen müssen 

 

Bitte haben Sie Verständnis, dass wir dieses 

Thema aktuell ggf. etwas überstrapazieren. Wir 

wollen aber sicherstellen, dass alle, die umsatz-

steuerliche B2B Leistungen, also Leistungen an 

andere Unternehmer, erbringen, erkennen, dass 

sich bald etwas ändert und wir wollen aus ego-

istischen Gründen vermeiden, im Januar 2027 

von Anfragen überrollt zu werden, um dann 

qualitätsmäßig wie die Hotline der Telekom, 

einer Versicherung oder eines Internethändlers 

zu wirken. 

 

Am 1.1.2025 ist die E-Rechnungspflicht zwi-

schen in Deutschland ansässigen Unternehmen 

im B2B-Bereich mit Übergangsregelungen bis 

zum 31.12.2027 in Kraft getreten: Der Emp-

fang, die Verarbeitung und Aufbewahrung von 

E-Rechnungen ist für sämtliche Unternehmen 

seit dem 1.1.2025 Pflicht. Die Übergangsrege-

lung betrifft lediglich das Ausstellen und Ver-

senden von E-Rechnungen. 

 

Zum 1.1.2027 beginnt bei der E-Rechnung die 

entscheidende zweite Stufe für umsatzsteuer-

pflichtige Unternehmen im Rahmen der B2B-

Umsätze ab 800.000 € Gesamtumsatz des 

Rechnungsausstellers im Kalenderjahr 2026. 

Dieser muss E-Rechnungen im X-Rechnungs- 

oder ZUGFeRD-Format oder in sonstiger zuläs-

siger Ausgestaltung erstellen. Eine einfache 

PDF-Datei reicht grundsätzlich nicht mehr. 

 

Hat derselbe Unternehmer 2026 dagegen nur 

600.000 € Gesamtumsatz, darf er für seine 2027 

ausgeführten Umsätze aufgrund der Übergangs-

regelung noch bis 31.12.2027 eine Papierrech-

nung bzw. – mit Zustimmung des Empfängers – 

beispielsweise eine PDF-Rechnung verwenden.  

 

Für Kleinunternehmer gilt abweichend von den 

genannten Regelungen Folgendes: 

 

Kleinunternehmer müssen seit 1.1.2025 E-

Rechnungen empfangen, verarbeiten und auf-

bewahren können. Der Versand von E-

Rechnungen ist für Kleinunternehmer nicht 

verpflichtend. Diese dürfen also neben der Pa-

pierrechnung auch weiterhin PDF-Rechnungen 

ausstellen. Die freiwillige Versendung von E-

Rechnungen ist allerdings möglich. 

 

Auch bei Kleinbetragsrechnungen bis 250 €, 

steuerfreien Umsätzen sowie insgesamt bei 

Rechnungen an Endverbraucher ist die E-

Rechnung nicht verpflichtend. 

 

Zusammenfassend gilt Folgendes: 

 

Zeitplan im Überblick 

2025 – 2026 Übergangsregelung für alle Rechnungsaussteller 

2027 E-Rechnungspflicht für Rechnungsaussteller mit mehr als 800.000 €  

Vorjahresumsatz 

2028 E-Rechnungspflicht für alle betroffenen inländischen B2B-Umsätze  

(Ausnahme: Kleinunternehmen) 

 

 

 

Wichtig: Unternehmen, die zu den jeweils für 

sie geltenden Stichtagen nicht ordnungsgemäß 

E-Rechnungen empfangen, verarbeiten, aufbe-

wahren und versenden können, eröffnen der 

Finanzverwaltung die Möglichkeit, Umsätze zu 

schätzen, den Vorsteuerabzug zu versagen oder 

Bußgelder verhängen zu lassen! Für Bußgelder 

ist § 26a UStG einschlägig, der hier bis zu 

5.000 € zulässt. 

 

 

Hinweis: Weitere Einzelheiten können Sie un-

serem Merkblatt: „Pflicht zu E-Rechnung“ ent-

nehmen, das wir vor wenigen Wochen im Ver-

teiler verschickt haben. Sie können dieses 

Merkblatt aber auch gerne bei uns nachordern.  
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2. Steuerbescheide werden ab 
1.1.2027 digital bekannt gegeben 

 

Das Bundesfinanzministerium hat mit Schrei-

ben vom 13.8.2026 eine wichtige Änderung bei 

der digitalen Bekanntgabe von Steuerbeschei-

den bekanntgegeben. Diese soll ab 1.1.2027 

zum Regelfall werden. 

 

Bei einem aktiven ELSTER-Nutzerkonto ist 

grundsätzlich keine ausdrückliche Einwilligung 

für die digitale Bescheidbekanntgabe mehr 

erforderlich. Wer weiterhin Papier möchte, 

muss die postalische Bekanntgabe beantragen. 

Auch für die digitale Bescheidbekanntgabe gilt 

dann die viertägige Frist für die Bekannt-

gabefiktion. Es kommt also nicht darauf an, 

wann der Steuerpflichtige das ELSTER-

Postfach tatsächlich öffnet oder den Bescheid 

herunterlädt. Die Finanzverwaltung muss die 

abrufberechtigte Person am Tag der Bereitstel-

lung elektronisch darüber informieren, dass ein 

Verwaltungsakt zum Abruf bereitsteht. Diese 

Benachrichtigung hat aber nur noch Hinweis-

funktion. Sie ist nicht mehr der Anknüpfungs-

punkt für die Bekanntgabefiktion. 

 

Für den Steuerberater ist die Änderung beson-

ders relevant, denn wenn der Finanzverwaltung 

vom Berater eine elektronisch übermittelte 

Vollmacht nebst Empfangsvollmacht vorliegt, 

kann der Bescheid dem Steuerberater zur Ver-

fügung gestellt werden. Diese Vorschrift ist 

eine „Soll-Vorschrift“. Steuerpflichtige, die den 

Bescheid direkt erhalten, müssen diesen unmit-

telbar an den Steuerberater weiterleiten, da die 

Einspruchsfrist gleichwohl zu laufen beginnt 

und der Steuerpflichtige sich nicht darauf ver-

lassen darf, dass der Steuerberater den Bescheid 

ebenfalls erhalten hat. 

 

Für das Jahr 2026 galt noch eine Übergangs-

phase. Ab 2027 darf der Steuerberater auch 

nicht mehr darauf vertrauen, dass Bescheide 

postalisch bei ihm oder dem Mandanten einge-

hen. Steuerpflichtige, die ihrem Steuerberater 

keine Bekanntgabevollmacht erteilt haben, 

müssen immer selbst dafür sorgen, dass Steuer-

bescheide an den Steuerberater weitergeleitet 

werden. 

 

 

Zeitraum Regelung 

bis 31.12.2026 elektronische Bekanntgabe setzt grundsätzlich voraus, dass der Steuer-

pflichtige bzw. sein Empfangsbevollmächtigter bereits zugestimmt hat 

ab 1.1.2027 die elektronische Bekanntgabe wird insbesondere bei elektronisch  

eingereichten Steuererklärungen zum Regelfall 

aktives ELSTER-

Konto 

Bescheid kann ohne erneute ausdrückliche Einwilligung elektronisch  

bereitgestellt werden 

kein aktives ELSTER-

Konto 

grundsätzlich weiterhin postalische Bekanntgabe 

Papier gewünscht Steuerpflichtiger kann eine einmalige oder dauerhafte postalische  

Bekanntgabe beantragen 

 

 

Für steuerlich beratene Steuerpflichtige bedeu-

tet dies:  

 

1. Steuerbescheide können ab 2027 grundsätz-

lich digital statt per Briefpost bekannt gege-

ben werden. 
 

2. Ein digital bereitgestellter Bescheid gilt 

bereits vier Tage nach Bereitstellung als be-

kannt gegeben. 
 

3. Ein Nichtöffnen des Dokuments verhindert 

grundsätzlich nicht den Fristbeginn. 
 

4. Mandanten ohne Bekanntgabevollmacht 

müssen elektronische Bescheide gegebenen-

falls selbst überwachen und der Kanzlei un-

verzüglich übermitteln. 
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3. Elternbeiträge an Schulförderver-
ein als Schulgeld 

 

Besucht ein Kind eine kostenpflichtige Privat-

schule oder Schule in freier Trägerschaft, die 

staatlich anerkannt ist und zu einem allgemei-

nen oder beruflichen Schulabschluss führt, so 

können die Eltern 30 % des gezahlten Schul-

geldes, maximal aber 5.000 € pro Jahr als Son-

derausgaben im Rahmen der Einkommensteu-

ererklärung steuermindernd geltend machen. 

 

Nun hat der Bundesfinanzhof (BFH) am 

3.6.2026 im Rahmen der Revision entschieden, 

dass diese Abzugsmöglichkeit unter bestimm-

ten Voraussetzungen auch gegeben sein kann, 

wenn die Zahlung nicht direkt an die Schule, 

sondern an deren Förderverein geleistet wird. 

Dies hatte das Finanzgericht Münster in der 

ersten Instanz ebenso gesehen, wogegen das 

Finanzamt Revision eingelegt hatte.  

 

Der BFH hat entschieden, dass Zahlungen an 

den Förderverein der Schule des Kindes, der die 

Zahlung an die Schule weiterleitet, als abzugs-

fähiges Schulgeld anerkannt werden können, 

wenn bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise 

die Aufwendungen als Entgelt für den Schulbe-

such angesehen werden können. Hierbei muss 

der Steuerpflichtige nachweisen, dass der För-

derverein die Zahlungen ausschließlich für den 

Zweck des Schulbesuchs an die Schule weiter-

gegeben hat und diese das Geld auch aus-

schließlich dafür und nicht für andere Zwecke 

wie z. B. Klassenfahrten, Lehrbücher etc. ver-

wendet hat. Dies ist jedoch nur dann erforder-

lich, wenn durch die Satzung des Fördervereins 

nicht ohnehin bereits die Verwendung der El-

ternbeiträge entsprechend sichergestellt ist. 

 

 

4. BFH: Zeitpunkt des Ablaufs der 
Spekulationsfrist bei privatem Im-
mobilienverkauf 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat am 18.6.2026 

seine ständige Rechtsprechung zur Spekulati-

onssteuer bestätigt. Bei Anschaffung und Ver-

äußerung einer privaten Immobilie kommt es 

für die Zehnjahresfrist i. d. R. auf den Zeitpunkt 

des Kauf- bzw. Verkaufsvertragabschlusses an. 

Das Erreichen der Zehnjahresfrist kann Voraus-

setzung für eine steuerfreie Veräußerung sein, 

die Unterschreitung kann zu einem steuerpflich-

tigen privaten Veräußerungsgeschäft führen. 

 

Der Beschluss enthält eine Präzisierung, dass 

nicht in jedem denkbaren Fall allein die Unter-

zeichnung eines Vertrages ausreichend ist. Ent-

scheidend ist, dass beide Vertragsparteien bin-

dende Vertragserklärungen abgeben wollen und 

das einseitige Lösen vom Vertrag nicht mehr 

möglich ist. Dies ist dann i. d. R. der Zeitpunkt 

der Einigung. Sind zu diesem Zeitpunkt aber 

noch nicht alle Vertragsparteien rechtlich ge-

bunden, so kommt es auf das spätere Ereignis 

an, durch welches die Bindungswirkung ent-

steht. 

 

Entscheidend ist ausdrücklich nicht der Besitz-

übergang oder der Übergang des wirtschaftli-

chen Eigentums, die Grundbucheintragung oder 

der Übergang von Nutzen und Lasten, denn 

diese Zeitpunkte können von den Parteien ggf. 

durch Vertragsgestaltung beeinflusst werden. 

Hierdurch kann nach Auffassung des BFH ein 

unzulässiges bzw. vom Gesetzgeber nicht ge-

wolltes Steuergestaltungspotenzial entstehen. 

 

Bei der Vertragsgestaltung ist also z. B. darauf 

zu achten, dass ggf. einseitigen Rücktrittsrechte 

bei der Fristberechnung berücksichtigt werden.  

 

 

5. Grunderwerbsteuer: Einbeziehung 
von PV- und Solaranlagen beim 
Kaufvertrag 

 

Das Niedersächsische Finanzministerium hat zu 

der Frage, wann im Rahmen eines Grund-

stückskaufvertrages mit Immobilie nebst PV- 

oder Solaranlage diese als grunderwerbsteuer-

pflichtig zu behandeln ist, Stellung genommen. 

 

Zum Grundstück gehören sämtliche Bestandtei-

le, also neben dem Gebäude auch dessen Be-

standteile, wie z. B. Heizungsanlagen, fest ein-

gebaute Bad- und Sanitäreinrichtungen, Ver-

sorgungsleitungen für Strom, Wasser und Hei-

zung sowie die Dacheindeckung.  

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat bereits im Jahr 

2004 entschieden, dass Solaranlagen der Wär-

megewinnung durch Sonnenlicht dienen. Diese 

Technik wird hauptsächlich zur Erwärmung 

von Wasser für den sanitären Bereich oder zur 

Raumerwärmung eingesetzt, meistens erfolgt 

dies zur Ergänzung einer bereits vorhandenen 

Wärmeversorgung. Da Heizungsanlagen übli-

cherweise Gebäudebestandteile sind, wird der 

auf die Solaranlage entfallende Kaufpreisanteil 

ebenfalls mit Grunderwerbsteuer belegt. 
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Wird eine Photovoltaikanlage als Ersatz für 

eine ansonsten erforderliche Dacheindeckung 

oder als Fassadenteil eingebaut bzw. befestigt, 

sog. dach- oder fassadenintegrierte Photovolta-

ikanlagen, ist diese als wesentlicher Bestandteil 

des Grundstücks und auch bei teilweiser Ein-

speisung in öffentliche Energienetze vollständig 

bei der Grunderwerbsteuer zu berücksichtigen. 

 

Erzeugt eine Photovoltaikanlage hingegen als 

sog. Aufdachanlage Strom, stellt sie Zubehör 

des Grundstücks dar, unabhängig davon, ob sie 

der Versorgung des Grundstücks oder auch der 

Energieerzeugung und Einspeisung in öffentli-

che Energienetze durch Lieferung an den Netz-

betreiber bzw. Energieversorger dient. Der An-

teil gehört dann nicht zur grunderwerbsteuerli-

chen Gegenleistung, was teilweise von anderen 

Finanzministerien anders gesehen wird und 

gerichtlich noch nicht entschieden ist. 

 

Dies sollte im Rahmen des notariellen Kaufver-

trages vor der Beurkundung klargestellt wer-

den, insbesondere sollte bei Solar- und PV-

Anlagen eine klare Aufteilung der Werte in 

Grund und Boden, Gebäude und -bestandteile 

sowie Zubehör vorgenommen werden. 

 

 

6. Bundeskabinett beschließt Entwurf 
des Einkommensteuerreformge-
setzes 2027 

 

Das Bundeskabinett hat am 2.9.2026 den Ge-

setzentwurf des Einkommensteuerreformgeset-

zes 2027 beschlossen. Bundestag und Bundes-

rat sollen zeitnah bis zum Jahresende zustim-

men. Der Gesetzentwurf entspricht bislang dem 

Regierungsentwurf, über den wir – ziemlich 

negativ - in der Augustausgabe berichtet haben. 

 

Die wesentliche Anpassung ist die Erhöhung 

des Werbungskostenpauschbetrags von 1.230 € 

auf 1.430 €, die solche Steuerpflichtige begüns-

tigt, die als Arbeitnehmer wenig Werbungskos-

ten haben – außer Gewerkschaftsbeiträgen, die 

weiterhin zusätzlich abgesetzt werden dürfen.  

 

Ansonsten werden die Grundfreibeträge und 

das Kindergeld im Wesentlichen an die Inflati-

on angepasst. Solche Anpassungen sind teilwei-

se schon verfassungsrechtlich erforderlich und 

stellen aus unserer Sicht keine Reform dar.  

 

Einzelheiten und Prozentsätze der unterstellten 

Inflation (z.T. nur 1 % beim Einstieg in den 

Spitzensteuersatz) bitte im August Rundschrei-

ben nachlesen. Während alles teurer wird, wird 

man zumindest früher reich und muss Rei-

chensteuer (45 % zzgl. SolZ) schon ab 250.000 

€ statt erst ab 277.826 € zahlen. Wenigstens 

etwas.  

 

Darüber hinaus ist man – neuerdings – ab 

280.000 € superreich und bekommt einen neu-

en, eigenen Steuertarif in Höhe von 47 % zzgl. 

SolZ. Ob man unserem Vorschlag folgt, allen 

Superreichensteuerzahlern eine Anstecknadel 

oder Ansteckpin mit der Aufschrift „Ich zahle 

Superreichensteuer“ zuzuschicken, war bei 

Redaktionsschluss noch nicht bekannt. Das 

wäre doch mal ein Anreiz endlich zum Super-

besserverdiener aufzusteigen! 

 

7. Neues zum Minijob 
 

Zuerst noch die Information aus dem Entwurf 

zum Einkommensteuerreformgesetz:  

Hier ist weiterhin eine Verschlechterung für 

Minijobs geplant. So soll die pauschale Lohn-

steuer von 2 % auf 5 % angehoben werden. 

Nun das klingt nicht nach Steuerentlastung. 

Aber das Gesetz heißt ja auch Steuerreform- 

und nicht Steuerentlastungsgesetz. Schade! 

 

Wichtig aber eine andere Information: Nach 

Angaben des Handelsverbandes Deutschland 

(HDE) scheint zumindest die vorher diskutierte 

Abschaffung der Minijobs vom Tisch zu sein. 

Neben der Steuererhöhung soll aber gleichzeitig 

der Pauschalbetrag zur Krankenversicherung 

von aktuell 13 % auf 17,5 % steigen. Damit 

würde die vom Arbeitgeber zu tragende Bei-

tragsbelastung von aktuell leicht über 31 % 

(inklusive U1, U2 und U3) durch die Steuer- 

und Krankenversicherungserhöhung auf über 

38 % erhöhen.  

 

Es bliebe dann wohl auch bei der Anhebung der 

Verdienstgrenze von 603 € au7f 633 € im Mo-

nat. Wir werden schauen und weiter berichten. 

 

8. Bundesregierung beschließt Ent-
wurf eines Gesetzes zur Fortent-
wicklung von Kassenaufzeichnun-
gen und zur Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung 

 

Das Bundeskabinett hat am 23.9.2026 den Ent-

wurf eines „Gesetzes zur Fortentwicklung von 
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Kassenaufzeichnungen und zur Bekämpfung 

von Steuerhinterziehung sowie zur weiteren 

Digitalisierung handels- und steuerrechtlicher 

Aufzeichnungen“ beschlossen. Es soll die 

Pflicht zur Ausgabe von Papierbelegen ab 2028 

abgeschafft werden. Stattdessen sollen Kunden 

beim Einkauf ihre Quittung digital abrufen 

können. Auf Verlangen der Kunden soll aber 

weiterhin eine Pflicht zur Ausstellung eines 

Papierbelegs bestehen. 

 

Der Gesetzgeber schreibt ernsthaft, dass durch 

den Wegfall der Papierbelege Unternehmen 

spürbar von Bürokratie- und Sachaufwand ent-

lastet werden. Wir sehen nicht, wo hier die 

Entlastung kommt, muss doch der Händler eine 

digitale Übermittlung des Bons im Kassensys-

tem erstmals technisch einrichten und dann 

auch noch fragen, ob man den Beleg nicht doch 

auf Papier haben möchte.  

 

Mit dem Gesetzentwurf will die Bundesregie-

rung außerdem das Risiko von Steuerhinterzie-

hung verringern. Dafür soll ab dem Jahr 2028 

in § 146 AO eine Kassenpflicht für Geschäfte 

ab einem jährlichen Gesamtumsatz von 100.000 

€ geregelt werden. Die Kassenpflicht soll ab 

dem 1.7. des Jahres nach der Umsatzüberschrei-

tung greifen. Steuerpflichtige, die Barzahlungen 

annehmen und deren Umsatz mit Bargeld unter 

12.000 € im Kalenderjahr liegt, sollen nicht 

unter die Kassenpflicht fallen. Das zumindest 

ist eine gute Nachricht für alle Freiberufler, die 

ggf. hin und wieder Bargeld annehmen und 

dann eine elektronische Kasse für 500 € Umsatz 

hätten einrichten und melden müssen. 

 

Liebe Mandanten: Bitte nicht vergessen, dass 

Kassen beim Finanzamt registriert werden müs-

sen. Das macht bei uns Frau Ott. 

 

. 

  

 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.) 
für Dauerfristverlängerung Umsatzsteuer,  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.10.2026 
Zahlungsschonfrist – 15.10.2026 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

Abgabe der Erklärung – 25.10.2026, 24 Uhr 
Zahlung – 28.10.2026 

  

 

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

seit 1.7.2026 = 1,52 % 
1.1. – 30.6.2026= 1,27 % 

1.7. – 31.12.2025 = 1,27 % 
1.1. – 30.6.2025 = 2,27 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2026: August = 125,8; Juli = 125,6; Juni = 124,6; Mai = 125,0;  
April = 125,2; März = 124,5; Februar = 123,1; Januar = 122,8 
2025: Dezember = 122,7; November = 122,7; Oktober = 123,0; 
September = 122,6 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann 
jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Rechts-
stand: 20.9.2026 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

